
 

Stadt Lauterbach, Kernstadt 
Bebauungsplan „DRK-Rettungswache südlich der B 254“ 
 
 
 
 

Textliche Festsetzungen 
 
 
Planstand: 07. Juli 2026 - Vorentwurf 
 
 
 
 

 
 
 

Art der baulichen Nutzung GRZ Z Dach-
form 

OKGeb. 

max. 

Flächen für Gemeinbedarf:  

Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen 

    

hier: Rettungswache 0,6 I FD 6,00 m* 

* vgl. TF A.1 

Lage des Plangebiets 



Stadt Lauterbach, Kernstadt: Bebauungsplan „DRK-Rettungswache südlich der B 254“ 2 

PlanES, Lich – 07/2026 

Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634); zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348), 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 
3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176), 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 
6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I S. 189), 

Hessische Bauordnung (HBO) i. d. F. vom 28.05.2018 (GVBl. I S. 198), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 14.10.2025 (GVBl. 2025 Nr. 66) 

 
 
Textliche Festsetzungen 
 
A) Planungsrechtliche Festsetzungen 

 
 Hinweis: Mit Inkrafttreten des Bebauungsplans „DRK-Rettungswache südlich der B 254“ werden 

für seinen Geltungsbereich die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des rechtskräftigen 
Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Hopfengarten“ 1. Änderung (2005) ersetzt. 
 

1 Flächen für Gemeinbedarf 
 

1.1 Zweckbestimmung:  
Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen, hier: Rettungswache 
 

1.2 Auf der Fläche für den Gemeinbedarf „Rettungswache“ sind folgende Anlagen und Einrichtun-
gen zulässig: 

Einrichtungen für eine Rettungswache des Deutschen Roten Kreuzes DRK, bestehend aus: 
 Fahrzeughalle und Nebenräumen, 
 Waschhalle, 
 Fahrzeugstellplätze 
 Lager- und Hofflächen, 
 Umkleiden, Wasch- und Sanitärräume, Dienst- und Aufenthaltsräume, 
 Verwaltungsräume, Nebenräume, Technik und Hausanschluss, 
 Abstell- und Lagergebäude für Abfallgefäße, medizinischen Sauerstoff, Fahrräder, mobi-

les Notstromaggregat, Gartenpflegegeräte usw. 
 

1.3 Die festgesetzten Flächen für Gemeinbedarf umfassen neben den Gebäuden auch die dazuge-
hörigen Stellplätze und ebenso die vorhandenen und neuzugestaltenden Freianlagen nebst Auf-
enthaltsflächen. Allgemein zulässig sind auch Nebenanlagen, die den genannten Nutzungszwe-
cken dienen. 
 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB) 
 

2.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 BauNVO) 
 

2.1.1 Die max. zulässige Gebäudehöhe OK Geb.max beträgt 6,00 m über dem unteren Bezugspunkt.  
 
Als maximal zulässige Gebäudehöhe gilt das Maß vom unteren Höhenbezugspunkt bis zum obe-
ren Abschluss der äußersten Wand bei Gebäuden mit Flachdach (z. B. Dachaufkantungen, Atti-
ken oder massive Brüstungen bei Dachterrassen). Technische Aufbauten wie Schornsteine, So-
laranlagen, Aufzüge, Lüftungsanlagen bleiben unberücksichtigt. 
 

2.1.2 Der untere Bezugspunkt für die Höhenermittlung ist der Schnittpunkt des tiefsten Punktes des 
natürlichen Geländeverlaufs mit dem jeweiligen Gebäude. 
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2.2 Zahl der Vollgeschosse (§ 16 Abs. 4 BauNVO) 
 

 Auf der Fläche für Gemeinbedarf ist maximal ein Vollgeschoss zulässig. 
 

2.3 Grundflächenzahl (§§ 16 und 19 Abs. 4 Sätze 2 und 3 BauNVO) 
 

 Die festgesetzte zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Hofflächen, Zufahrten, 
Wegen und Stellplätzen (GRZ II) bis zu einer Grundflächenzahl von GRZ = 0,8 überschritten 
werden. 
 

3 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

3.1 Oberflächenbefestigung: Gehwege, Stellplätze sowie Hofflächen auf den Baugrundstücken sind 
in wasserdurchlässiger Bauweise zu befestigen, z. B. mit Rasenkammersteinen, wassergebun-
dener Decke, Fugen- oder Porenpflaster. Die Festsetzung gilt nicht für Fahrspuren, Aufstellberei-
che sowie Anlieferungszonen und – sofern dies aus Gründen der Betriebssicherheit erforderlich 
ist – für die für die Rettungswache genutzten Hofflächen und Stellplätze. 
 

3.2 Grundstücksfreifläche: Auf mindestens 20 % der Grundstücksfreiflächen sind Pflanzungen von 
heimischen, standortgerechten Laubgehölzen der Artenlisten 1 bis 4 vorzunehmen. Die Eingrü-
nung (Ziffer A 3.5) kann zur Anrechnung gebracht werden. Die Restflächen sind zu begrünen und 
gärtnerisch zu gestalten. Unzulässig sind Schottergärten und vergleichbare Freiflächengestaltun-
gen auf Untergrundabdichtungen (Schutzvlies, Folie oder vergleichbares). 
 

3.3 Öffentliche Grünflächen: Es sind ausschließlich Saatgüter regionaler Herkunft zu verwenden. 
Eine 1–2-mal erfolgende jährliche Mahd und das Abräumen des Mahdgutes wird empfohlen. Ge-
hölzpflanzungen sind generell zulässig (Artenliste 1, 2 und 4). 
 

3.4 Die flächige Anlage von Kies-, Steinschüttungen und Schottergärten (> 2 m²) und die Verwendung 
von Geovlies und Kunststofffolien sind unzulässig, soweit sie nicht dem Spritzwasserschutz am 
Gebäude dienen. 
 

3.5 Abgrenzung des Plangebietes durch Eingrünung mit heimischen Gehölzen und Nahrungsquellen 
- Umgrenzung von Flächen für Anpflanzungen: Auf den festgesetzten Flächen zum Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist eine mindestens 3-reihige Baum-
Strauch-Pflanzung mit einer Breite von mindestens 3,0 m herzustellen. Die Pflanzung ist unter 
Verwendung einheimischer und standortgerechter Gehölze gemäß den Artenlisten 2, 3 und 4 
auszuführen. Es sind die dort festgelegten Pflanzqualitäten zu verwenden. Die Gehölze sind in 
einem regelmäßigen Verband mit Pflanzabständen von 1,0 m × 1,0 m zu setzen. Die Anordnung 
hat versetzt (auf Lücke) zu erfolgen, um eine dichte und strukturreiche Entwicklung zu gewähr-
leisten. Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten, fachgerecht zu pflegen und bei Abgang 
gleichartig zu ersetzen. 
 

3.6 Vermeidung von Lichtimmissionen: Im Plangebiet ist zum Schutz nachtaktiver Tiere zur Außen-
beleuchtung moderne LED-Technologie mit hoher Effizienz und einer bedarfsgerechten Beleuch-
tungsregelung einzusetzen. Zur Verwendung dürfen nur Leuchtdioden mit einer Farbtemperatur 
zwischen 1.800 bis maximal 2.700 K und Leuchten in insektenschonender Bauweise kommen. 
Zur Vermeidung ungerichteter Abstrahlung sind nur vollabgeschirmte Leuchten einzusetzen. Eine 
Abstrahlung über den Bestimmungsbereich hinaus sollte vermieden werden. Die Beleuchtung ist 
auf die tatsächliche Nutzungszeit zu begrenzen und darf nicht über den Bestimmungsbereich 
hinaus strahlen. 
 

4 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 
Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB) 
 

4.1 Pro 5 Stellplätze ist mindestens ein einheimischer und standortgerechter großkroniger Laubbaum 
gemäß Artenliste 3 zu pflanzen und zu unterhalten. Der Bestand sowie planungsrechtlich zur 
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Anpflanzung festgesetzte Bäume können zur Anrechnung gebracht werden.  

Bei Anpflanzungen außerhalb größerer Grünflächen ist eine geeignete Baumscheibe mit entspre-
chender Schutzvorkehrung vorzusehen, die Pflanzgrube mit geeignetem Pflanzsubstrat hat mind. 
12 m³ zu umfassen. 
 

4.2 Gemäß der Planzeichnung sind zum Erhalt festgesetzte Bäume fachgerecht zu pflegen und dau-
erhaft zu erhalten. Bei einem Verlust von Bäumen sind Ersatzpflanzungen gleichartiger Bäume 
vorzunehmen. Während der Bauphase sind die betroffenen Bäume gemäß DIN 18920 „Schutz 
von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu schützen. 
 

4.3 Dachbegrünung:  

Die Dachflächen von flach geneigten Dächern bis 10° Neigung sind zu einem Anteil von mindes-
tens 80 % in extensiver Form fachgerecht und dauerhaft in Anlehnung an Artenliste 5 zu begrü-
nen. Ausgenommen sind Flächen für technische Aufbauten. Die festgesetzte Dachbegrünung ist 
dauerhaft zu erhalten. 
 

  
B) Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften  

(Satzung gemäß § 91 Abs. 1 HBO i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB) 
 

1 Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 91 Abs. 1 HBO) 
 

1.1 Dacheindeckung und Anlagen zur aktiven Nutzung von Solarenergie 
 

1.1.1 Dachform und Dachneigung: Zulässig sind Flachdächer und flach geneigte Dächer mit einer Nei-
gung bis max. 10°. Auf die Festsetzung A 4.3 zur Dachbegrünung wird verwiesen.  
 

1.1.2 Aufgeständerte Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind zulässig, wenn die Anlagen 
mindestens ihrer jeweiligen Höhe entsprechend von der nächstgelegenen Gebäudeaußenwand 
abgerückt werden. 
 

2 Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 
 

 Es sind ausschließlich offene Einfriedungen bis zu einer Höhe von maximal 2,00 m und Hecken 
zulässig. Zäune müssen einen Mindestbodenabstand von 15 cm aufweisen, um die Durchgän-
gigkeit für Kleintiere zu gewährleisten. 
 

  
C) Wasserrechtliche Festsetzungen  

(§ 37 Abs. 4 Satz 2 HWG i. V. m. § 55 Abs. 2 HWG) 
 

1.1 Das Niederschlagswasser der nicht dauerhaft begrünten Dachflächen bei Gebäuden ab 50 m² 
Grundfläche ist in einer Zisterne mit einer Größe von 30 l/m² angeschlossener Auffangfläche, 
jedoch mindestens von 5 m³ zu sammeln und als Brauchwasser zur Gartenbewässerung zu ver-
werten, sofern wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen.  

Die Nutzung von Niederschlagswasser für die Toilettenspülung, für die Fahrzeug-Waschanlage 
sowie die Waschmaschinen der Einsatzkleidung wird empfohlen. 
 

1.2 Die wasserundurchlässigen Zisternen dürfen nur über einen Überlauf an den vorhandenen öf-
fentlichen Mischkanal angeschlossen werden, wenn das überschüssige Wasser aus den Zister-
nen auf dem Grundstück nachweislich nicht versickert werden kann. 

Voraussetzung für die Versickerung ist eine entsprechende Untergrundbeschaffenheit (der Nach-
weis ist im Bauantragsverfahren zu erbringen). Es ist außerdem zu beachten, dass der Flurab-
stand zum höchsten natürlichen Grundwasserstand mindestens 1,0 m betragen muss und das 
Niederschlagswasser nicht schädlich verunreinigt ist. Die entsprechenden Bedingungen des 
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Wasserhaushaltsgesetzes, des Hessischen Wassergesetzes sowie die geltenden technischen 
Regelwerke (Arbeitsblatt A138, Merkblatt M153 der DWA) sind zu beachten.  

Für den Nachweis der Unschädlichkeit der Einleitung sind die technischen Regelwerke DWA-A 
117 (Bemessung von Regenrückhalteräumen), DWA-A 138-1 (Planung, Bau und Betrieb von An-
lagen zur Versickerung von Niederschlagswasser) sowie DWA-Merkblatt M 153 (Handlungsemp-
fehlungen zum Umgang mit Regenwasser – nur für die Ausführungen in Bezug auf die Versicke-
rung von Niederschlagswasser, siehe Korrekturhinweis von Dezember 2020) anzuwenden. Die 
Berechnungen sind mitsamt Freiflächen- und Entwässerungsplänen den Antragsunterlagen bei-
zufügen.  

Für die Regenrückhaltung, Regenwasserbehandlung und die Versickerung ist eine wasserrecht-
liche Erlaubnis nach WHG beim Vogelsbergkreis, Fachdienst Wasser- und Bodenschutz, Untere 
Wasserbehörde, zu beantragen. 

 
  
D) 
 

Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 
 

1 Stellplatzsatzung 
 

 Auf die Stellplatzsatzung der Stadt Lauterbach wird hingewiesen. Es gilt jeweils die zum Zeitpunkt 
der Bauantragstellung wirksame Fassung. 
 

2 Verwertung und Versickerung von Niederschlagswasser 
 

2.1 Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt über eine Kanalisation ohne 
Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder was-
serrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange 
entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG). 
 

2.2 Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet 
werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen (§ 37 
Abs. 4 Satz 1 HWG). 
 

3 
 

Anforderungen an den Bodenschutz 
 

3.1 Vermeidungsmaßnahmen zum vorsorgenden Bodenschutz 

Für Ausbau, Trennung und Zwischenlagerung von Bodenmaterial sind grundsätzlich die Maßga-
ben der DIN 19731 zu beachten. Die Umlagerungseignung von Böden richtet sich insbesondere 
nach den Vorgaben des Abschnitts 7.2 der DIN 19731. Es ist auf einen schichtweisen Ausbau 
(und späteren Einbau) von Bodenmaterial zu achten. Oberboden ist getrennt von Unterboden 
auszubauen und zu verwerten, wobei Aushub und Lagerung gesondert nach Humusgehalt, Fein-
bodenarten und Steingehalt erfolgen soll. 

Die Umlagerungseignung von Böden richtet sich nach dem Feuchtezustand. Stark feuchte (Was-
seraustritt beim Klopfen auf den Bohrstock) bis nasse (Boden zerfließt) Böden dürfen nicht aus-
gebaut und umgelagert werden (siehe DIN 19731). Fühlt sich eine frisch freigelegte Bodenober-
fläche feucht an, enthält aber kein freies Wasser, ist der Boden ausreichend abgetrocknet und 
kann umgelagert werden. 

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und 
Vergeudung zu schützen. Die Bodenarbeiten sind gemäß DIN 18300 und DIN 18915 durchzu-
führen. Bodenaushub ist im Nahbereich wieder einzubauen. Außerdem wird empfohlen, den Bo-
den auf zukünftigen Vegetationsflächen vor Auftrag des Mutterbodens (Oberbodens) tiefgründig 
zu lockern. 

Um Bodenerosion nach der Durchführung der Arbeiten effektiv vorbeugen zu können, sind frei-
liegende Bodenflächen mit einer Hangneigung > 4 % mit einer regionaltypischen Ansaat 
schnellstmöglich wiederzubegrünen. Dabei ist jedoch nur die Hälfte der empfohlenen Saatstärke 
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zu verwenden, um dem bodenbürtigen Samenpotenzial ebenfalls die Gelegenheit zum Auflaufen 
zu geben. 

Bereits im Zuge der Baumaßnahmen ist im Sinne eines vorsorgenden Bodenschutzes darauf zu 
achten, dass die unterhalb der ausgebauten Bodenhorizonte gelegenen Unterbodenschichten 
nicht verdichtet und somit in ihrer Bodenfunktion gemindert bzw. bei irreversibler Verdichtung 
funktional zerstört werden. 

Nach Abschluss der Baumaßnahme ist auf rekultivierten Flächen Pflanzenwachstum nur auf un-
gestörten Böden uneingeschränkt möglich. 
 

3.2 Vermeidung von Stoffeinträgen 

Es ist darauf zu achten, dass im gesamten Eingriffsbereich keinerlei das Trinkwasser gefähr-
dende Stoffe direkt – z. B. über Öl, Schmier- oder Treibstoffe – oder indirekt über Einwaschung 
in den Unterboden und das Grundwasser gelangen können. 
 

4 Bodendenkmäler 
 

 Werden bei Erdarbeiten Bau- oder Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfär-
bungen und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste, entdeckt, so ist dies 
der hessenArchäologie am Landesamt für Denkmalpflege Hessen oder der Unteren Denkmal-
schutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind im unveränderten 
Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu 
schützen (§ 21 HDSchG). 
 

5 Altlasten, Altablagerungen und Entsorgung 
 

5.1 Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische Auf-
fälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer 
schädlichen Bodenverunreinigung begründen, sind diese umgehend der zuständigen Behörde, 
dem Regierungspräsidium Gießen, Abteilung IV Umwelt, Dez. 41.4, mitzuteilen. Darüber hinaus 
ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen. 
 

5.2 Bei Bau-, Abriss- und Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben im Merkblatt „Entsorgung von 
Bauabfällen“ (Baumerkblatt, Stand 05.03.2025) der Regierungspräsidien in Hessen zu beachten 
(www.rp-giessen.hessen.de, Umwelt & Natur, Abfall, Bau- und Gewerbeabfall, Baustellenabfälle). 

Besonders bei der Lagerung von Erdaushub wird darauf hingewiesen, dass Boden (Aushub) un-
ter das Abfallrecht fallen kann (siehe § 2 Abs. 2 Nr. 11 KrWG) und bei einer Lagerung eine Ge-
nehmigung nach Nr. 8.12 der 4. BImSchV erforderlich werden kann. 

Die vorherige Zustimmung des Abfallbehörde (RP Gießen, Abteilung IV Umwelt, Dezernat 42.1 
– Abfallwirtschaft) zu dem Beprobungsumfang, der Einstufung sowie zu den beabsichtigten Ent-
sorgungsmaßnahmen ist einzuholen, wenn bisher nicht bekannte Schadstoffe im Bodenaushub 
erkennbar werden sollten. 
 

5.3 Für mineralische Ersatzbaustoffe gelten ab dem 01. August 2023 die in der ErsatzbaustoffV ge-
nannten Grenzwerte- und Orientierungswerte (Materialwerte). 

Downloadlink: 

https://rp-giessen.hessen.de/umwelt/abfall/abfallnews/ersatzbaustoffverordnung 
(Abfall -> Abfallnews -> Ersatzbaustoffe) 
 

6 Artenschutz 
 

6.1 Maßnahmen zur Vermeidung 

Folgende Vorkehrungen werden vorgesehen, um Gefährdungen der nach den hier einschlägigen 
Regelungen geschützten Tier- und Pflanzenarten zu vermeiden oder zu mindern. Die Ermittlung 
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der Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG erfolgte unter Berücksichti-
gung folgender Vorkehrungen:  
 

 V 01 Bauzeitenbeschränkung 

Notwendige Rückschnitts-, Fäll- und Rodungsmaßnahmen sowie die Baufeldräumung müssen 
außerhalb der gesetzlichen Brutzeit, also nur zwischen dem 1. Oktober und dem 28./29. Februar 
eines Jahres, stattfinden. Eine Befreiung durch die Untere Naturschutzbehörde ist nur im Ein-
zelfall und unter bestimmten Voraussetzungen möglich. 

 
6.2 Empfohlene Maßnahmen 

Folgende Maßnahmen werden im Sinne des allgemeinen Artenschutzes empfohlen: 
 

 E 01 Anlegen einer Blühfläche 

Zur Wahrung der Nahrungsressourcen Verfügbarkeit für die Schmetterlinge wird eine Blühfläche 
im Plangebiet empfohlen, die für diese Artgruppe geeignet ist (z. B. „Blühende Landschaft - 
Spätsommeransaat“ von Rieger-Hofmann). Diese Maßnahme kommt vielen Tiergruppen zugute 
wie Wildbienen und anderen Insekten und schließlich auch den Vögeln, deren Nahrung z. T. 
aus Insekten besteht. 
 

7 DIN-Normen und Regelwerke 
 

 Sofern in den Festsetzungen keine anderen Datenquellen genannt sind, können alle DIN-Nor-
men, Arbeitsblätter etc. beim Magistrat der Stadt Lauterbach (Hessen), Marktplatz 14, 36341 
Lauterbach eingesehen werden. 
 

  
E) Empfehlungen und Hinweise 

 
1 Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind erwünscht. Die Errichtung von Solarmodu-

len ist mit der Dachbegrünung zu kombinieren (vgl. Festsetzungen Ziffer B 1.1.1 und B 1.1.2). 
PV-Anlagen u. ä., die der Bundesstraße 254 zugewandt werden, sind nur in blendfreier Ausfüh-
rung zulässig. 
 

2 Bei der Farbgebung der Oberflächenbefestigungen (Beton, Asphalt, Pflaster, wassergebundene 
Wegedecken) sind zur Reduktion der bioklimatischen Belastungen Materialien und Farbtöne mit 
geringer Wärmespeicherung zu verwenden.  
 

  
F) 
 

Artenauswahl  
 

 Artenliste 1: 
Bäume 1. Ordnung: Pflanzqualität mind. H., 3 x v., m. B. 14-16 cm 
Acer plantanoides Spitzahorn  Quercus robur  Stieleiche 
Acer pseudoplatanus Bergahorn  Salix alba  Silberweide 
Fagus sylvatica  Rotbuche   Salix caprea  Salweide 
Fraxinus excelsior Esche   Tilia cordata  Winterlinde 
Quercus petraea  Traubeneiche 
 
Bäume 2. Ordnung: Pflanzqualität mind. H., 3 x v., m. B. 14-16 cm; Hei., 2 x v., 100-150 cm 
Acer campestre  Feldahorn  Crateagus monogyna Weißdorn  
Alnus glutinosa  Schwarzerle   Malus sylvestris  Wildapfel 
Carpinus betulus  Hainbuche  Pyrus piraster  Wildbirne 
Castanea sativa  Esskastanie  Sorbus aucuparia  Eberesche 
Crateagus laevigata Weißdorn (mit ungefüllten Blüten) 
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Artenliste 2: Heimische Sträucher: Pflanzqualität mind. Str., 2 x v., m. B., 100-150 cm 
Berberis vulgaris   Gew. Berberitze  Lonicera xylosteum  Rote Heckenkirsche 
Carpinus betulus   Hainbuche  Rosa canina   Hundsrose 
Cornus sanguinea  Roter Hartriegel  Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
Corylus avellana   Hasel   Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 
Ligustrum vulgare  Liguster   Viburnum opulus   Gew. Schneeball 
 
Artenliste 3: 
Kletterpflanzen: Pflanzqualität Topfballen 2 x v. 60-100 cm 
Aristolochia macrophylla Pfeifenwind  Lonicera caprifolium Echtes Geißblatt 
Clematis vitalba  Waldrebe  Lonicera periclymenum Wald-Geißblatt 
Fallopia baldschuanica Schling-Knöterich  Partenocissus spec. Wilder Wein 
Hedera helix  Efeu   Vitis vinifera  Wein 
Humulus lupulus  Hopfen   Wisteria sinensis  Blauregen 
Hydrangea petiolaris Kletterhortensie 
 
Dachbegrünung: Pflanzqualität Sprossen und Samen 
Achillea millefolium Gemeine Schafgarbe Sedum album  Weißer Mauerpfeffer 
Centaurea cyanus Kornblume  Sedum floriferum  Fetthenne 
Hieracium pilosella Habichtskraut  Sedum hybridum  Mongolen-Sedum 
Origanum vulgare Wilder Majoran  Sedum reflexum  Tripmadam 
Potentilla verna  Fingerkraut  Sedum sexangulare Milder Mauerpfeffer 
Thymus serpyllum Thymian   Sedum spurium  Teppich-Sedum 
 
Artenliste 4: Klimaresiliente Bäume1: Pflanzqualität mind. H., 3 x v., m. B. STU 14-16 cm 
Acer campestre*  Feldahorn in Sorten Prunus x schmittii  Zierkirsche 
Acer monspessulanum* Französischer Ahorn  Quercus cerris  Zerr-Eiche in Sorten 
Acer platanoides*  Spitzahorn in Sorten Sorbus aria*  Mehlbeere in Sorten 
Alnus x spaethii  Purpur-Erle  Sorbus intermedia* Schwed. Mehlbeere  
Carpinus betulus* Hainbuche in Sorten Tilia cordata ‚Greenspire‘ Amerik. Stadtlinde 
Corylus colurna  Baumhasel  Tilia cordata*  Winterlinde in Sorten 
Fraxinus ornus  Blumen-Esche in Sorten Tilia tomentosa ‚Brabant‘ Brabanter Silberlinde 
Ostrya carpinifolia Hopfenbuche in Sorten Tilia x europaea  Holländische Linde 
 
1 Klimaresiliente, insektenfreundliche Arten mit Eignung als Straßenbaum nach GALK-Straßenbaumliste (2020)  
* einheimische Arten 

 

  
 


